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Liebe Leserinnen,
Liebe Leser,

Neue Finanzaufsichts-
behörden für Europa

Die Finanzkrise hat ge-
zeigt, wie die Banken 
Verbrauchern wertlose 
Finanzprodukte mit Best-
noten angedreht haben.
Um solche Situationen in 
Zukunft zu verhindern, hat 
das Europäische Parla-
ment die Finanzmarktre-
form verabschiedet. Diese
neuen Regelungen sehen
zum einen den «Risiko-
rat» als Frühwarn-
Gremium zur Überwa-
chung der Stabilität des 
Finanzsystems und zum 
anderen drei EU-
Aufsichtsbehörden für 
Banken, Versicherungen 
und Börsen vor. Die tägli-
che Aufsicht über einzelne 
Institute und Märkte bleibt 
weiterhin den nationalen 
Behörden vorbehalten. 
Sollte jedoch einschlägi-
ges EU-Recht verletzt 
sein, eine Notlage herr-
schen oder es einer Bei-
legung von Konflikten zwi-
schen z w e i  nationalen 
Behörden bedürfen, ha-
ben die neuen europäi-
schen Aufsichtsbehörden 
das Recht direkt ein-
zugreifen. 

Die Europaabgeordneten 
haben sich angesichts der 
immer komplexer werden-
den Finanzdienstleistun-
gen erfolgreich dafür ein-
gesetzt, den Verbraucher-
schutz in den Mittelpunkt 
der Arbeit der neuen EU-
Aufsichtsbehörden zu stel-
len. Die neuen Behörden 
werden die Kompetenz 
erhalten, bestimmte Fi-
nanzinstitute, Finanzpro-
dukte wie etwa "Giftpapie-
re" oder bestimmte Fi-
nanzaktivitäten wie unge-
deckte Leerverkäufe, zu 
überprüfen und wenn nö-
tig, Warnungen herausge-
geben.
All die Neuerungen sollen 
künftig unkoordinierte na-
tionale Alleingänge ver-
hindern und ein koordi-
niertes europäisches 
Handeln herbeiführen. 
Zudem soll die neue Auf-
sichtsstruktur grenzüber-
schreitende Probleme 
künftig besser meistern 
als die derzeitige national 
zersplitterte Aufsicht.

Sicherere Arzneimittel in 
Europa

Selbst wenn sie legal sind 
und richtig angewendet 
werden, können Medika-
mente unerwartete und 
schwerwiegende Neben-
wirkungen haben. 

Das Parlament hat sich für 
den Patientenschutz stark 
gemacht: Ein ausgehan-
deltes Abkommen zwi-
schen dem Rat und dem 
Parlament sieht eine bes-
sere A u f k l ä r u n g  der 
Verbraucher durch die 
Schaffung nationaler und 
europäischer Arzneimittel-
Websites vor. Die soge-
nannte "Pharmakovigi-
lanz" soll dadurch verbes-
sert werden. Unter diesem 
Begriff verbirgt sich die
laufende und systemati-
sche Überwachung der 
Sicherheit eines Fertig-
arzneimittels, mit dem Ziel 
bisher unerkannte Ne-
benwirkungen zu identifi-
zieren. Nach dem neuen 
Abkommen können die 
Patienten auftretende Ne-
benwirkungen auch direkt 
an die nationalen Behör-
den melden. 

Gemeinschaftliches 
Handeln in Krisenzeiten

Der nächste Winter steht 
bevor und bei der EU lau-
fen die Vorbereitungen, 
dass der Winter -
zumindest in den eigenen 
vier Wänden nicht kalt 
wird. Das Parlament hat 
hierzu ein Gesetz verab-
schiedet, welches vor-
sieht, dass die Mitglied-
staaten in Krisen besser 
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reagieren und kooperie-
ren. So sollen einerseits 
die Anfälligkeiten für künf-
tige Störungen vermindert 
und andererseits die Ent-
wicklung von Infrastruktu-
ren auf nationaler und EU-
Ebene gefördert werden. 
Spätestens in zwei Jahren 
müssen die Mitgliedstaa-
ten einen Plan zur Prä-
vention vorlegen. Das 
heißt sie müssten dann in 
der Lage sein, bei einem 
Ausfall der größten Erd-
gas-Infrastruktur die Ta-
gesgesamtnachfrage zu 
decken. Die Kommission 
wird die Rolle der Koordi-
nierung von Notfallmaß-
nahmen einnehmen. 
Unser Kommissar für E-
nergie, Günther H. Oettin-
ger, kündigte an, dass 1,4 
Milliarden Euro von der 
Kommission für Infrastruk-
turprojekte zur Verfügung 
gestellt werden sollen. 

Bessere Untersuchung 
von Flugzeugunfällen

Im Jahr 2008 wurden 10.2 
Mio Flüge in Europa ab-
gewickelt. Nach Angaben 
der Europäischen Organi-
sation für Flugüberwa-
chung- und Sicherheit 
(EUROCONTROL), neh-
men diese jährlich um 5 
Prozent zu. Diesem wach-
senden Flugaufkommen 

sollen bessere und unab-
hängige Untersuchungen 
gerecht werden, damit 
zukünftig weitere Flug-
zeugabstürze verhindert 
werden. So soll die Rolle 
der Europäischen Flugsi-
cherheitsagentur (EASA) 
aufgewertet und die natio-
nalen Flugsicherheitsbe-
hörden besser unterein-
ander vernetzt werden. 
Außerdem sollen sicher-
heitstechnische Untersu-
chungen von Flugunfällen 
frei von jeglichem Druck 
seitens Regulierungs-, 
Zulassungs- oder anderer 
Behörden erfolgen. Die 
Fluggesellschaften wer-
den mit Inkrafttreten der 
Richtlinie auch dazu ver-
pflichtet, innerhalb von 
zwei Stunden nach dem 
Unfall eine Passagierliste 
zu erstellen, damit die An-
gehörigen zeitnah infor-
miert werden können. 
Flugpassagiere können ab 
Januar 2011 eine Kon-
taktperson angeben, die 
dann im Falle eines Un-
glücks benachrichtigt wer-
den könnte. Nationale Be-
hörden sind künftig ver-
pflichtet Kontaktdaten von 
Angehörigen der Opfer 
bereitzustellen. Auch der 
Datenschutz kommt nicht 
zu kurz: die Fluggesell-
schaften dürfen die Kon-
taktdaten des Passagiers 

nicht weitergeben oder für 
kommerzielle Zwecke 
verwenden. 

Egon Klepsch 
verstorben

Im Jahre 1973 nahm er 
zunächst als Entsandter
Bonns, dann mit der ein-
geführten Direktwahl im 
Jahr 1979 als vom Volk 
gewählter Abgeordneter,
seine Arbeit im Europäi-
schen Parlament auf. E-
gon Klepsch machte Kar-
riere und stand 15 Jahre 
an der Spitze der Europä-
ischen Volkspartei. Unter-
stützt von Helmut Kohl, 
baute er sich ein Netzwerk 
auf. Im Jahre 1992 wurde 
er für zwei Jahre ins Amt 
des Präsidenten des Eu-
ropäischen Parlaments 
gewählt. Am Samstag 
verstarb der aus dem Su-
detenland stammende 
Egon Klepsch im Alter von 
80 Jahren. 

Besuch im Europapar-
lament in Straßburg

Am Mittwoch durfte ich die 
Schüler des Gymnasiums
Friedrich II. aus Lorch mit 
27 Schülern empfangen. 
Seit drei Jahren treue EU-
Fans - das freut mich!
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